
Leistungsprinzip als inhärentes Element sozialistischer 
Wirtschaftsführung und -gestaltung eines weit umfas­
senderen Schutzes bedarf, als dies beispielsweise durch 
das Eigentumsrecht allein möglich ist.
Eigentumsdelikte sind unter den Bedingungen des ge­
sellschaftlichen Eigentums an den Produktionsmitteln 
und namentlich im ökonomischen System des Sozia­
lismus geeignet, die Wirksamkeit des Systems ökono­
mischer Hebel wie Lohn, Prämie, Preis und Gewinn 
zu stören, die Einheit von materieller und finanzieller 
Planung zu untergraben und u. U. sachgerechte Ent­
scheidungen der sozialistischen Staats- und Wirtschafts­
organe über den Einsatz materieller und finanzieller 
Mittel zu beeinträchtigen.
Natürlich hat nicht etwa das Eigentumsstrafrecht zu 
gewährleisten, daß das System der ökonomischen Sti­
muli funktioniert. Jedoch werden durch eine derartige 
Charakterisierung der Eigentumsdelikte die Beziehun­
gen zwischen Ökonomie und strafrechtlich relevanten 
Angriffen auf die subjektiven Eigentumsrechte deut­
lich. Damit wird auch nicht die prinzipielle Kenn­
zeichnung der Angriffsrichtung der Eigentumsdelikte 
als widerrechtlicher Eingriff in subjektive Eigentums­
befugnisse verändert.
Beim Diebstahl dürften in der Praxis wohl die gering­
sten Schwierigkeiten auftreten. Demgegenüber stellen 
betrügerische Manipulationen — vor allem, wenn sie 
von Wirtschaftsfunktionären vorgenommen werden — 
nicht .selten erhebliche Anforderungen an ihre straf­
rechtliche Erfassung. Bei dieser Deliktskategorie wird 
auch besonders sichtbar, in welchem Maße das Lei­
stungsprinzip durchbrochen wird, so daß einerseits die 
Wesensmerkmale der Eigentumsdelikte vorhanden sind, 
andererseits aber auch echte Abgrenzungsprobleme zu 
den Wirtschaftsdelikten auftreten können. Eigentums­
delikte stören die Eigentumsbeziehungen, insbesondere 
verletzen sie subjektive Besitz-, Nutzungs- und Ver­
fügungsrechte, weil in körperlichen Gegenständen oder 
in Geld manifestierte Werte aus einem Vermögen her- 
ausgenommeh und widerrechtlich in ein anderes ein­
gegliedert werden. Diese Gesichtspunkte sind für die 
Wirtschaftsdelikte nicht wesensbestimmend, wenn­
gleich sie ebenfalls eine Rolle spielen können.

Spezifika der Wirtschaftsstraftaten

Das Typische der Wirtschaftsdelikte besteht darin, daß 
Leitungs- und Produktionsprozesse gestört werden, daß 
der als Produktionsbedingung im ökonomischen System 
notwendige staatlich-gesellschaftliche Leitungsmecha­
nismus nicht verwirklicht werden kann oder elemen­
tar fehlerhaft gestaltet ist und so volkswirtschaftliche 
Schäden entstehen. Während z. B. bei der vorsätzlichen 
Beschädigung sozialistischen Eigentums (§ 163 StGB) 
der Gegenstand vernichtet oder beschädigt wird damit 
der im Gegenstand manifestierte W e r t  verloren 
geht, hat die Wirtschaftsschädigung (§ 166 StGB) die 
widerrechtliche Nichteingliederung oder Ausgliederung 
von Produktionsmitteln und die dadurch verursachten 
volkswirtschaftlichen Schäden zum Gegenstand seiner 
Wertung.
Während raffinierte Unterschlagungs- oder Betrugs­
handlungen auf eine rechtswidrige Vermögensüberfüh­
rung gerichtet sind, steht im Vordergrund des Ver­
trauensmißbrauchs i. S. des § 165 StGB die ökonomi­
sche Schadensherbeiführung infolge verantwortungs­
losen Nicht- oder Fehleinsatzes der dem Wirtschafts­
funktionär zur verantwortungsvollen Handhabung 
übergebenen Fonds, wobei auch das Motiv der persön­
lichen Bereicherung vorliegen kann.
Der Schadensbegriff besitzt somit unterschiedliche 
Aspekte und Dimensionen — je nachdem, ob er aus der

engeren Sicht der Eigentumsdelikte oder der weiter­
gefaßten Sicht der Wirtschaftsstraftaten betrachtet 
wird. Während es bei den Eigentumsdelikten stets vor­
wiegend um mehr oder weniger konkret faß- und meß­
bare Summen und Werte geht, die rechtswidrig zuge­
eignet, beschädigt oder vernichtet werden, ist unter 
Schaden im wirtschaftsstrafrechtlichen Sinne vor allem 
die materielle oder andersartige Auswirkung — hier­
unter sind auch gewisse Schäden sekundärer und ter­
tiärer Natur zu fassen — von Fehlhandlungen auf den 
Wirtschaftsprozeß zu verstehen.
Damit soll keinesfalls der Standpunkt vertreten wer­
den, daß durch Eigentumsdelikte hervorgerufene, über 
den Verlust materieller Substanz hinausgehende Fol­
gen für die Einschätzung der Gesellschaftsgefährlich­
keit bzw. Gesellschaftswidrigkeit bedeutungslos 
seien./l/ Gerade derartige Sekundärfolgen beweisen 
ebenso wie im Zusammenhang mit Eigentumsverlet­
zungen begangene Pflichtverletzungen durch Personen, 
die mit bestimmten Funktionen betraut sind, daß auch 
gewisse Eigentumsdelikte unter den Begriff der Wirt­
schaftskriminalität im weiteren Sinne fallen und eine 
nur aus der Sicht einer Störung der Eigentumsordnung 
und des Leistungsprinzips vorgenommene Betrachtung 
ihrem Charakter nicht gerecht wird.

Probleme der Tateinheit von Eigentums­
und Wirtschaftsdelikten
Wenn eingangs darauf hingewiesen wurde, daß bei 
einer Verwischung der Grenzen zwischen Eigentums­
und Wirtschaftsdelikten Fehlurteile ergehen können, 
so muß das vor allem unter folgenden Aspekten ge­
sehen werden: Zutreffend wurde bei der Ausarbeitung 
des neuen Strafgesetzbuches darauf hingewiesen, daß 
sowohl die Tatbestände als auch das Sanktionssystem 
der Wirtschaftsstraftaten den komplizierten Problemen 
des Wirtschaftslebens Rechnung tragen müssen. Diesen 
im Wesen der Wirtschaftsdelikte liegenden Besonder­
heiten objektiver und subjektiver Natur trägt das Ge­
setz insofern Rechnung, als das Maßnahmensystem der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit äußerst differen­
ziert, im übrigen aber auch relativ niedrig gehalten 
ist. Das geschah in richtiger Erkenntnis der vielfälti­
gen Besonderheiten, die das Wesen dieser Delikte aus­
machen und faktisch von Spezifika beim Motivations­
gefüge bis hin zu äußerst komplizierten Verhaltens­
forderungen im objektiven Bereich reichen.
All das verlangt von der sozialistischen Rechtspraxis 
eine äußerst prägnante Arbeit mit dem Gesetz. So kann 
jemand, der von der Subjekteigenschaft, dem Funk- 
tions- und Aufgabenradius und den daran geknüpften 
Verfügungs- und Entscheidungsbefugnissen beispiels­
weise durchaus in den Kreis der von § 165 StGB er­
faßten Personen gehört/2/, ein Eigentumsdelikt be­
gehen, das in keinem Zusammenhang mit der Aus­
übung seiner Verfügungs- oder Entscheidungsbefug­
nisse stand. Er ist deshalb auch ausschließlich wegen 
eines Eigentumsdelikts zur Verantwortung zu ziehen. 
Hat ein solcher Täter jedoch seine Funktion zur per­
sönlichen Bereicherung ausgenutzt, sich durch sie gün­
stige Möglichkeiten zur Begehung derartiger Strafta­
ten geschaffen, so dürften in der Regel sowohl ein 
Eigentumsdelikt als auch eine Wirtschaftsstraftat 
(§ 165 StGB) vorliegen/3/. Erst diese tateinheitliche An­
wendung der Strafgesetze schafft die Voraussetzung
/1/ Vgl. Schwarze, „ökonomische Auswirkung strafbarer 
Minusdifferenz exakt ermittelt“, Forum der Kriminalistik 1969, 
Heft 8, S. 356 f.
/21 Vgl. Pasler, „Vertrauensmißbrauch als Straftat gegen die 
Volkswirtschaft“, NJ 1969 S. 208; Kudernatsch/Rommel, „Zum 
Tatbestand des Vertrauensmißbrauchs (§ 165 StGB), Forum 
der Kriminalistik 1970, Heft 1, S. 32 f.
131 Vgl. OG, Urteil vom 27. April 1970 — 2 Ust 27/69 — (un­
veröffentlicht) .
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